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VERFLECHTUNGSSENSIBLE  
MAßNAHMENRÄUME 
Lehren aus dem Umgang mit der COVID-19-Pandemie  
in der Doppelstadt Frankfurt (Oder) und Słubice

Dieser Beitrag beleuchtet den Umgang mit der 
 Coronakrise aus der Perspektive einer sozialwissen-
schaftlich-interdisziplinären Grenzforschung. Die 
Autoren thematisieren die raum-zeitliche Dimension 
der Maßnahmen zur Eindämmung der COVID-19-  
Pandemie und analysieren disruptive Effekte auf 
grenzüberschreitende Verflechtungsräume am 
 Beispiel der Doppelstadt Frankfurt (Oder) und   
Słubice an der deutsch-polnischen Grenze. 
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Strategien der Begrenzung zur Pandemiebekämpfung

Territoriale Verwaltungen müssen sich nicht nur mit ortsge-
bundenen Sachverhalten auseinandersetzen, sondern auch 
mit räumlich ungebundenen, fluiden Prozessen (vgl. Blat-
ter 2004). Die grenzüberschreitende Zirkulation von Waren, 
Menschen, Kapital und Dienstleistungen ist elementares 
Strukturelement der heutigen Welt, die in sozialwissen-
schaftlichen Analysen als globalisiert, vernetzt oder flüchtig 
beschrieben wird (vgl. Appadurai 1998; Beck 2007; Castells 
2017; Bauman 2003). Da sich das SARS-CoV-2-Virus über 
menschliche Kontakte verbreitet, ist die räumliche Mobilität 
von Menschen der entscheidende Faktor für die Ausbreitung 
der Pandemie. Maßnahmen, die die Mobilität begrenzen 
und damit Kontaktmöglichkeiten reduzieren sollen, bilden 
ein zentrales Element nichtpharmazeutischer Interventionen 
(NPI) zur Pandemiebekämpfung. 

Zur Kontaktreduzierung werden verschiedene Ansätze ver-
folgt. Regierungen können unter anderem konkrete Vor-
gaben über die Art und Weise sowie maximale Anzahl an 
Personen für ein Zusammentreffen im öffentlichen und teil-
weise im privaten Raum erlassen. Neben dem Zugang zu 
Gebäuden und Orten können Beschränkungen der Mobilität 
auch größere, administrativ definierte Räume betreffen. Bei-
spielsweise können das Betreten und der Zugang zu einem 
Stadtgebiet, Landkreis, Bundesland oder Staatsgebiet un-
tersagt oder Einschränkungen und Kontrollen unterworfen 
werden. Mobilitätsbegrenzende Maßnahmen zur Eindäm-
mung der Pandemie lassen sich auf einen großen gemeinsa-
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Neue Grenzen zur Pandemiebekämpfung: zum Beispiel, 
wenn Altenheime unter Quarantäne stehen

men Nenner bringen: Sie ziehen neue und verdichten beste-
hende Grenzen der räumlichen Mobilität.

Die Verdichtung senkt die Durchlässigkeit, indem Funkti-
onen von bestehenden Grenzen verschärft oder zusätz-
lich neue Grenzen zugewiesen werden. In der Coronakrise 
kommt der Strategie der Verdichtung bestehender Grenzen 
eine wichtige Rolle zu. Am deutlichsten zeigt sich dies an 
den Staatsgrenzen. Das überrascht nicht, da nationale Kol-
lektive auf der ganzen Welt Staatsgrenzen als Schutz vor 
drohenden Gefahren von außen ansehen (vgl. Brown 2018; 
Betz 2019). Zu Beginn der Pandemie verschärften beinahe 
alle Regierungen die Einreisebestimmungen und Perso-
nenkontrollen. Auch die nationalen Grenzen innerhalb des 
Schengenraums wurden zu Orten der Grenzkontrolle – was 
nahräumliche Verflechtungen in Grenzregionen unterbrach 
(vgl. Ulrich/Cyrus/Pilhofer 2020; Wille/Kanesu 2020). Aber 
auch an subnationalen administrativen Grenzen lassen sich 
blockierende Maßnahmen durchführen – Beispiele dafür 
sind die zeitweise verhängten Einreisebeschränkungen an 
den Grenzen des Bundeslands Mecklenburg-Vorpommern 
und des brandenburgischen Landkreises Ostprignitz-Ruppin 
(vgl. Cyrus/Ulrich 2020: 4). Durch kleinräumige Quarantänen 
und Lockdowns entstehen in der Pandemiebekämpfung 
aber auch neue Grenzen, wenn Personen das Haus nicht 
mehr verlassen dürfen oder ganze Wohnkomplexe, Kranken-
häuser, Altenpflegeheime oder Unterkünfte von Flüchtlin-
gen oder Saisonkräften unter Quarantäne gestellt werden. 
Auch über Ausgangssperren, einen beschränkten individu-
ellen Bewegungsradius und geschlossene Gebäude ziehen 
Regierungen neue Grenzen. 

Raum-zeitliche Ungleichheiten
Die Festlegung und Umsetzung von NPI erfolgt grundsätz-
lich innerhalb eines geografisch fixierten Maßnahmenraums. 
Dieser ist in der Regel deckungsgleich mit einem bereits 
bestehenden territorial-administrativen Raum, der jedoch 
kein autarkes Gebiet umfasst. Vielmehr ist er mit dem Um-
land mehrdimensional verflochten und auf nahräumliche 
Mobilität als Voraussetzung für die Aufrechterhaltung des 
wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Lebens an-
gewiesen. Studien belegen, dass die Strategien der Begren-
zung wirken, insbesondere wenn sie früh und konsequent 
umgesetzt werden (vgl. Beach/Clay/Saavedra 2020; Iezadi 
et al. 2020; Pozo-Martin/Cristea/El Bcheraoui 2020; Seale et 
al. 2020; Markel et al. 2007). Einer konsequenten Umsetzung 
der Strategien sind aber Grenzen gesetzt, da sie massiv in 
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Freiheitsrechte eingreifen und dem Vorbehalt der Verhältnis-
mäßigkeit unterliegen (vgl. Worschech 2020; Hong/Hwang/
Park 2020; Bossong 2020). Zudem beeinträchtigen die Maß-
nahmen das Funktionieren von „systemrelevanten“ Berei-
chen und den Fortbestand der gesellschaftlichen Ordnung 
(vgl. Stegbauer/Clemens 2020). 

Ein großer Anteil systemrelevanter Produktionstätigkeiten 
und Dienstleistungen ist ortsgebunden und körperbezo-
gen und kann nur in Präsenz erbracht werden. Prinzipiell 
führen Lockdown-Maßnahmen zu wirtschaftlichem Still-
stand sowie sozialen und psychischen Belastungen, die bei 
längerer Dauer irreversible Schäden verursachen können 
(vgl. Glückler 2020; Haug et al. 2020). Um solche Schäden 
zu begrenzen, werden mobilitätsbegrenzende Maßnahmen 
nur mit zeitlich und räumlich beschränkter Geltung umge-
setzt. Die ortsbezogene Umsetzung von NPI erfolgt daher 
zu unterschiedlichen Zeiten, dauert unterschiedlich lang 
und ist unterschiedlich intensiv (vgl. Kapitsinis 2020). Diese 
raum-zeitlichen Ungleichheiten ermöglichen es dem Virus 
aber, weiter zu zirkulieren und konterkarieren die Nachhal-
tigkeit der Maßnahmen. Unter den Bedingungen der Trans-
nationalisierung sozialer und politischer Beziehungen, der 
Globalisierung ökonomischer Verflechtungen und der Eta-
blierung von grenzüberschreitendem Tourismus und Fern-
reisen kommt es bei verfrühter Sorglosigkeit zur wellenartig 
wiederkehrenden Ausbreitung des Virus (vgl. Niewiadomski 
2020; OECD 2020; Glückler 2020; Böhme/Besana 2020). 

Die raum-zeitliche Ungleichheit der „flüchtigen“ Virusver-
breitung und der örtlichen NPI führt zur epidemiologischen 
Unterscheidung zwischen Risikogebieten, Hochrisikogebie-
ten und Gebieten, die nicht mehr als Risikogebiete gelten. 
Diese Klassifizierung zielt auf internationale Mobilität und 
bezieht sich auf ein nationalstaatliches Territorium. Sie kann 
aber auch Großregionen, subnationale Gebietskörperschaf-
ten, einzelne Kommunen oder kleinräumig Gebäudekom-
plexe und Kollektive betreffen. 

Von der Risikoklassifizierung hängen Art, Intensität und 
Kombination der in einem Raum umgesetzten mobilitätsbe-
grenzenden Maßnahmen ab. Unter den Bedingungen von 
Nichtwissen und Unsicherheit sind solche Maßnahmen nur 
in Dosierung und kluger Kombination mit anderen Maß-
nahmen erfolgsversprechend. Dabei ist auch auf gesell-
schaftliche Akzeptanz und politische Kritik einzugehen (vgl. 
Kirchler et al. 2020; Svensson 2020). Um nachteilige Effekte 
zu vermeiden, werden Maßnahmen nicht nur räumlich und 

zeitlich begrenzt, sondern auch durch kategoriale Ausnah-
mebestimmungen flexibilisiert. So gelten Ausnahmen für 
Personenkategorien, die triftige Gründe haben oder sys-
temrelevante Berufe ausüben, wobei die Eigenschaft einer 
Systemrelevanz teilweise erst in einem gesellschaftlichen 
Aushandlungsprozess zugewiesen wird. Sie dürfen die Gren-
zen der Maßnahmenräume bei Einhaltung der Hygiene- und 
Abstandsregeln in beide Richtungen überqueren. Diese 
Ausnahmen, die nach dem „Wozu“ fragen, ermöglichen die 
Aufrechterhaltung der als systemrelevant anerkannten Mo-
bilität in Verflechtungsräumen. 

Anders als die NPI im Inland, die mit der Anerkennung „trif-
tiger Gründe“ einer funktionalen Logik folgen, dominiert an 
staatlichen Außengrenzen eine räumliche Logik des „Woher“. 
Hier geht es vorrangig um das Verhindern der Einreisen aus 
Risiko- oder Hochrisikogebieten. Dabei werden nicht unbe-
dingt explizite Einreiseverbote erlassen, sondern zumeist 
Einreisebestimmungen verschärft. Wichtige Instrumente zur 
Kontrolle sind dabei unter anderem die Pflicht zur digitalen 
Ankündigung der Einreise, die Vorlage eines aktuellen nega-
tiven Schnelltests und die Pflicht, sich nach der Einreise für 
zehn bis 14 Tage in Quarantäne zu begeben. Vor allem die 
zuletzt genannte Maßnahme macht kurzfristigen grenzüber-
schreitenden Tourismus und Geschäftsverkehr unattraktiv 
und verringert die Durchlässigkeit der Grenzen effektiv. 

Die unterschiedliche Priorisierung von Logiken führt dort zu 
Verwerfungen, wo sich eine vorrangig nach dem „Woher“ 
regulierte nationale Grenze durch einen Verflechtungsraum 
zieht. In dieser Konstellation werden die bestehenden Ver-
bindungen rigoroser unterbrochen, als es im Inland der Fall 
ist und die Grenzregion wird für das politische Zentrum zur 
Peripherie (vgl. Jańczak 2020). Aus der Perspektive der be-
troffenen Bevölkerung in Grenzregionen ist die Verdichtung 
der nationalen Grenze dagegen eine ungleiche Behandlung, 
wie entsprechende Proteste in den deutschen Grenzregio-
nen verdeutlichen (vgl. Cyrus 2020; Beurskens/Miggelbrink/
Renner 2020; Svensson 2020; Wille/Kanesu 2020). Aber auch 
Regierungen äußern Kritik, wenn sie eigene nationale Inter-
essen durch die von einer anderen Regierung einseitig nach 
der Logik des „Woher“ verfügten Grenzverdichtung als ver-
letzt ansehen. 

Auch vor dem Hintergrund der großen symbolischen Be-
deutung der Euroregionen stellt sich die Frage, wie sich der 
Bevölkerungsschutz mit der Realität grenzüberschreitender 
Verflechtungsräume harmonisieren lässt.
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Das Beispiel der Doppelstadt Frankfurt (Oder) und Słubice

Grenzregionen machen etwa 40 % der EU-Fläche und mehr 
als 30 % der EU-Bevölkerung aus (vgl. Beck 2017: 343). Die 
Europäische Union, aber auch nationale und subnationale 
Regierungen fördern grenzüberschreitende Kooperationen 
mit vielfältigen Programmen. Aktuelle Studien belegen, dass 
die politisch gewünschte Verflechtung über die Binnengren-
zen der EU (und teilweise auch Außengrenzen) seit einigen 
Jahren tatsächlich intensiver werden (vgl. Hartz/Damm/Köh-
ler 2010; Kluge/Schwarze/Spiekermann 2017). 

Für den deutsch-polnischen Grenzraum bildet das 
deutsch-polnische Nachbarschaftsabkommen von 1991 die 
Grundlage. Inzwischen bestehen vier Euroregionen entlang 
der Oder und Neiße: Pomerania, Pro Europa Viadrina, Spree-
Neisse-Bober und Neisse-Nisa-Nysa. Darüber hinaus werden 
aus Interreg-Programmen grenzüberschreitende Projekte 
unterschiedlicher Art finanziert, die den „wirtschaftlichen, 
territorialen und sozialen Zusammenhalt“ (Art. 174 AEUV) 
der Grenzregion fördern. Auf Ebene der Bundesländer und 
Woiwodschaften entstand 2006 mit der Oder-Partnerschaft 
ein Forum zur Stärkung wirtschaftlicher Kooperation. 

Schließlich gibt es auch auf lokaler Ebene Bemühungen, Ko-
operationen und Verflechtungen aufzubauen und zu inten-
sivieren. Vor dem Hintergrund einer bewegten Geschichte 
vereinbarten die seit 1945 getrennten Städte Guben und 
Gubin sowie Görlitz und Zgorzelec im Jahr 1998 Projekte 
des „Town Twinning“ (vgl. Jajeśniak-Quast/Stokłosa 2000; 
Schultz 2005; Opiłowska 2011). Die Städte Frankfurt (Oder) 
und Słubice folgten 2010. Bis 1945 hatten die Orte an den 
gegenüberliegenden Ufern der Oder eine Gemeinde auf 
deutschem Gebiet gebildet. Zwischen 1945 und 1989 ge-
hörte Frankfurt (Oder) dann zur DDR und Słubice zur Volks-
republik Polen. Mit der Wiedervereinigung begann eine Zeit 
der Annäherung, die mit dem Beitritt Polens zur EU (2004) 
und zum Schengener Abkommen (2007) schließlich zum 
vollständigen Abbau der Grenzkontrollen auf der Stadtbrü-
cke führte (2011) und den ungehinderten Verkehr zwischen 
beiden Städten ermöglichte (vgl. Ulrich 2020a). Die Durchläs-
sigkeit der Grenze begünstigt die Intensivierung grenzüber-
schreitender wirtschaftlicher, sozialer und gesellschaftlicher 
Verflechtungen und ihre politische Institutionalisierung.

Grenzüberschreitende Verbindungen
An dieser Stelle können wir nur selektiv auf einige grenz-
überschreitende Verflechtungen der Doppelstadt Słubice- 
Frankfurt (Oder) hinweisen. Die weitreichendste Form der 
Zusammenarbeit findet zwischen den Stadtverwaltungen 

statt, die im Jahr 2010 mit der Gründung des gemeinsamen 
Kompetenzzentrums institutionalisiert wurde. Das Kompe-
tenzzentrum ist unmittelbar in den Ressorts der beteiligten 
Bürgermeister angesiedelt, die sich mindestens einmal mo-
natlich treffen. 

Diese „top-down organized governance“ (Jańczak 2011: 
44) wird durch die nationalen Regierungen und EU-Förde-
rungen unterstützt und auf lokaler Ebene in gemeinsamen 
Kommissionen, Sitzungen und Handlungsplänen umge-
setzt. Zivilgesellschaft und Bürgerschaft beider Teilstädte 
sind partizipativ in die Ausarbeitung und Verabschiedung 
der Handlungspläne eingebunden, die eine langfristige stra-
tegische Ausrichtung der Stadtentwicklung in einen grenz-
überschreitenden Horizont stellen (vgl. Ulrich/Krzymuski 
2018). Beiden Gemeinden dient das Motto „Ohne Grenzen 
– Bez Granic“ seit 2012 als offizielles Logo (vgl. Jańczak 2011: 
44). Der Handlungsplan 2020–2030 entwirft die Vision einer 
weiter zusammenwachsenden Doppelstadt, wobei einige 
kommunale Einrichtungen jeweils wechselseitig infrastruk-
turelle Funktionen übernehmen. Im zivilgesellschaftlichen 
Bereich sind Teilhabe und Engagement von Nichtregie-
rungsorganisationen (NROs) sowie zivilgesellschaftlichen 
Akteurinnen und Akteuren beiderseits der Grenzen groß.  
Einen besonderen Ausdruck finden diese Verbindungen in 
der aktionskünstlerischen Initiative Słubfurt, die die kulturel-
len, historischen und sozialen Gemeinsamkeiten betont und 
die Grenze als ein verbindendes und weniger als ein tren-
nendes Element in Szene setzt (vgl. Jańczak 2011: 44; Kunath 
2018). 

Über die erwähnten institutionellen Verbindungen hinaus 
werden die Städte auch durch grenzüberschreitende Infra-
strukturen und Prozesse verbunden. So hat die Doppel-
stadt eine grenzüberschreitende Buslinie eingerichtet und 
betreibt ein gemeinsames Fernwärmesystem (vgl. Ulrich/
Krzymuski 2018: 167 ff.). Nach Schätzungen des Frankfurt- 
Słubicer Kooperationszentrums hatten Ende 2018 etwa 
2.500 polnische Staatsangehörige in Frankfurt (Oder) und 
etwa 300 Deutsche in der Gemeinde Słubice ihren Wohn-
sitz. Etwa 500 polnische Kinder und Jugendliche im Alter 
von 0  bis 18 Jahren waren in Frankfurt (Oder) gemeldet. 
Insgesamt rund 14 % der Lernenden an Frankfurter Schulen 
lernten im Schuljahr 2018/2019 im Unterricht oder im Rah-
men einer Arbeitsgemeinschaft Polnisch. In Słubice lernte 
etwa die Hälfte der Schülerinnen und Schüler Deutsch (vgl. 
Becker/Majchrzak 2019). Auch im wirtschaftlichen Bereich 
sind die Verflechtungen intensiv. Die Zahl der sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigten polnischen Grenzpendlerinnen 
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und -pendler in der Stadt Frankfurt (Oder) lag zum 30. Juni 
2019 insgesamt bei 1.416 Personen (vgl. Seibert/Wiethölter 
2020: 14). Grenzüberschreitende Verbindungen gibt es in 
der Doppelstadt aber auch bei Handel und Dienstleistun-
gen. Laut Schätzungen wird der Umsatz des Einzelhandels 
in Frankfurt zu 20 % durch polnische Kundinnen und Kun-
den erzielt. In Słubice wiederum tragen Deutsche zu 50 % 
des Einzelhandelsumsatzes bei (vgl. Bollmann/Pyrgiel 2014).

Grenzverdichtung im deutsch-polnischem 
Grenzraum im Zuge der Coronakrise
Nach dem Ausbruch der Pandemie haben Regierungen welt-
weit die Einreisebestimmungen verschärft und Kontrollmaß-
nahmen wieder eingeführt. Da Deutschland früher als Polen 
zum Risikogebiet wurde, war es im Fall der deutsch-polni-
schen Grenze die polnische Regierung, die am 15. März 2020 
mit einem Beschluss die Grenze undurchlässiger machte. 
Ausländerinnen und Ausländer, die nicht dauerhaft in Polen 
wohnen, durften die Grenzen nicht überschreiten. Zurück-
kehrende polnische Staatsangehörige und in Polen lebende 
Ausländerinnen und Ausländer mussten sich nach der Ein-
reise für 14 Tage in Quarantäne begeben. Polnische Grenz-
pendlerinnen und -pendler blieben von diesen Bestimmun-
gen zunächst ausgenommen. Am 27. März 2020 wurde die 
Quarantänepflicht jedoch auch auf sie ausgeweitet. Das ver-
hinderte insgesamt 37 Tage lang tägliche grenzübergreifen-
de Mobilität. Betroffen waren auch Krankenhäuser und Pfle-
geeinrichtungen (vgl. Ulrich 2020b: 49). Auf deutscher Seite 
wurde versucht, polnische Grenzpendlerinnen und -pendler 
zu halten, indem die Landesregierungen von Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen den Unternehmen 
Tagegelder für die zusätzlichen Übernachtungskosten an-
bot. 

Am 13. Juni 2020 wurden die Zugangsbeschränkungen und 
Einreisekontrollen an der deutsch-polnischen Grenze aufge-
hoben. Bis Ende Januar 2021 blieb die Grenze unter Einhal-
tung der örtlich geltenden Bestimmungen durchlässig. Mit 
der Einstufung Polens als Risikogebiet durch die deutschen 
Behörden wurden dann die Einreisebeschränkungen – dies-
mal von der deutschen Seite – verschärft. Nunmehr blieben 
Grenzpendlerinnen und -pendler aber ausdrücklich ausge-
nommen (Stand 17. Februar 2021). 

Die Folgen der verschärften Einreisebestimmungen und 
wieder eingeführten Grenzkontrollen waren im Frühjahr 
2020 unmittelbar zu spüren: An den deutsch-polnischen 
Grenzübergängen gab es zeitweise Wartezeiten von vier bis 
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Im Frühjahr 2020 wurde der offene Zugang nach Słubice 
durch provisorische Barrieren und Zelte zur Durchfüh-
rung zeitweise unterbrochen. In den folgenden Wochen 
bildeten sich lange Autoschlangen an der Grenze

fünf Stunden, Lkws stauten sich auf der Autobahn auf einer 
Länge von 60 bis 70 km (vgl. Ulrich 2020b: 49). Der nahräum-
liche Pendelverkehr war nicht mehr möglich. Das verhinder-
te auch die Praxis des täglichen Überquerens der Grenze 
zum Besuch von Schule und Universität, zur Ausübung einer 
Beschäftigung oder dem Besuch von Freunden sowie Fami-
lie (vgl. Abraham-Dieffenbach 2020; Opiłowska 2020). 
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In der Folge kam es – wie auch in anderen deutschen Grenz-
regionen – ab Mitte April 2020 zu öffentlichen Protesten 
der Bevölkerung (vgl. Cyrus 2020; Wille/Kanesu 2020). Am 
22.  April brachte sie an beiden Ufern der Oder Banner an, 
die jeweils zweisprachig die Gefühlslage mitteilten: „Im 
Herzen vereint und gemeinsam stark. Wir sehen uns bald 
wieder! Razem łatwiej przetrwać najtrudniejsze chwile. Do 
zobaczenia wkrótce!“. Am 24. April 2020 forderten Bürge-
rinnen und Bürger auf beiden Seiten der Stadtbrücke von 
Frankfurt (Oder) und Słubice bei einem friedlichen Protest 
eine Lockerung der Beschränkungen und baldige Öffnung 
des Grenzübergangs (vgl. Hennig 2020: 8). Es folgten weitere 
öffentliche Kundgebungen, auch mit Beteiligung lokalpoli-
tischer Entscheidungsträgerinnen und -träger. Die Proteste 

und Solidaritätsbekundungen auf beiden Seiten der Grenze 
blieben nicht wirkungslos: Zum 4. Mai 2020 wurde die Qua-
rantänepflicht für Grenzpendlerinnen und -pendler wieder 
aufgehoben. Damit wurde von der Logik des „Woher“ wie-
der zur Logik des „Wozu“ umgestellt. Anwohnerinnen und 
Anwohner der Doppelstadt feierten die wiedergewonnene 
Durchlässigkeit auf der Stadtbrücke vom 12. auf den 13. Juni 
zu mitternächtlicher Stunde. Dabei richtete der Bürgermeis-
ter von Frankfurt (Oder) René Wilke eine deutliche Botschaft 
an die nationalen Regierungen: „Hoffentlich werden wir nie 
wieder getrennt“. Und er fügte an: „Ich hoffe ganz stark, dass 
wir hier heute auch das Signal aussenden: Das dürft ihr uns 
nicht nochmal antun. Ich hoffe, dass das in Warschau und 
Berlin ankommt“ (zitiert in Cyrus 2020).

Überlegungen zum verflechtungssensiblen Bevölkerungsschutz

Der Schutz der Bevölkerung vor Gefahren und die Herstel-
lung von Sicherheit zählen zu den Kernaufgaben staatlichen 
Handelns. In Deutschland sind Verwaltungen und Akteu-
rinnen und Akteure auf Bundes-, Länder- und kommunaler 
Ebene am Bevölkerungsschutz beteiligt (vgl. Voßschmidt 
2018). Die konkrete Ausstattung und Gestaltung des Bevöl-
kerungsschutzes beruht auf politischen Entscheidungen, 
die aufgrund einer Risikoeinschätzung möglichen Krisen 
„Vorsorge-Priorität“ zuspricht. Eine solche Priorisierung ist 
unumgänglich, da die Kosten einer angemessenen Vorberei-
tung auf alle nur erdenklichen Ereignisse die zur Verfügung 
stehenden Ressourcen bei Weitem übersteigen. Um das Ein-
trittsrisiko einer Gefährdung besser einschätzen zu können, 
wird die Auswertung der Erkenntnisse aus systematischer 
Vorausschau empfohlen (vgl. Brozus 2020: 3 f.). 

Die Einschätzungen und darauf aufbauenden Entscheidun-
gen fallen aufgrund der unterschiedlichen Voraussetzungen 
und Bedingungen in den Gesellschaften aber jeweils spe-
zifisch aus. Es braucht daher räumlich differenzierte Pläne 
(vgl. OECD 2020: 2). Dabei ist auch darauf zu achten – wie 
das von uns betrachtete Fallbeispiel verdeutlicht –, dass po-
litische Spannungsverhältnisse zunehmen, wenn die Strate-
gien der Begrenzung mit der Lebenswirklichkeit intensiver 
Verflechtungen nicht abgestimmt sind. Ein möglicher Ansatz 
wäre es, grundsätzlicher und prophylaktisch für den Fall ei-
ner Verdichtung nationaler Grenzen grenzüberschreitende 
Verbindungen als Ausnahmetatbestände nach der Logik des 
„Wozu“ zuzulassen. 

Eine weitergehende Möglichkeit besteht darin, dass ver-
flochtene Gemeinden einen gemeinsamen Maßnahmen-
raum bilden. Dabei sollten die vorgegebenen administra-
tiven Grenzen nicht unhinterfragt übernommen werden. 
Bächtold/Hoffmann-Bohner/Keller (2012: 12) regen in einem 
Gutachten zur deutsch-schweizerischen Raumplanung an, 
nicht mehr selbstverständlich von bestehenden politisch-ad-
ministrativen Grenzen auszugehen, sondern politisch mehr 
in funktionalen und damit auch wirtschaftsrelevanten 
Raumkategorien zu denken und zu handeln: „ungeachtet 
der bestehenden politisch-administrativen Grenzen“. 

Es kann wirtschaftlich und politisch überzeugender sein, 
die Grenzen eines Maßnahmenraums zur Pandemiebe-
kämpfung entlang der Ränder grenzüberschreitender Ver-
flechtungsräume zu ziehen. Um diese zu bestimmen, ließen 
sich bereits vorhandene Daten zur Verflechtung (vgl. Kluge/
Schwarze/Spiekermann 2017; Schmidt-Seiwert et al. 2020) 
und ergänzende spezifische GPS-Daten verwenden (vgl. 
Kafi/Gibril 2016).

Zur rechtlichen Grundlegung verflechtungssensibler grenz-
überschreitender Maßnahmenräume sei unter anderem auf 
das Madrider Abkommen des Europarats von 1980 hinge-
wiesen (Europäisches Rahmenüberein kommen über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebiets-
körperschaften). Als konkrete Rechtsform für grenzüber-
schreitende Aktivitäten kommt zum Beispiel die Gründung 
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von „Verbünden für euroregionale Zusammenarbeit“ (VEZ) 
in Frage. Sie lässt sich allerdings im deutsch-polnischen 
Kontext nicht einsetzen, da nicht alle Zusatzprotokolle des 
Madrider Abkommens unterzeichnet wurden. Die EU führ-
te für grenzübergreifende privatwirtschaftliche Aktivitäten 
1985 die Rechtsform der „Europäischen wirtschaftlichen 
Interessenvereinigung“ (EWIV) ein und für langfristige Ko-
operationsformen von territorialen Gebietskörperschaf-
ten über Grenzen hinweg 2006 den „Europäischen Ver-
bund für territoriale Zusammenarbeit“ (EVTZ). Sie geben 
grenz überschreitenden Initiativen eine eigene Rechtsper-
sönlichkeit und somit erhöhte Handlungsfähigkeit (vgl.  

Krzymuski/Kubicki/Ulrich 2017). Die Gründung eines EVTZ 
bietet sich als ein Rahmen an, um spezielle und funktiona-
le Aufgaben des grenzübergreifenden Vorsorgesektors im 
Bereich der „Dienstleistungen von allgemeinem und wirt-
schaftlichem Interesse“ (DAWI) effizienter und effektiver zu 
erbringen. Seit der europäischen Verordnungsreform 2013 
können EVTZ auch DAWI koordinieren und somit funkti-
onale grenz übergreifende Cluster bilden. Damit gibt es 
eventuell eine Rechtsform, die es Gemeinden und Regionen 
in Grenzgebieten ermöglicht, dem Maßnahmenraum des 
Bevölkerungsschutzes grenzüberschreitend einen verflech-
tungssensiblen Zuschnitt zu geben. 

Schlussfolgerung

Die Analyse der raum-zeitlichen Dimensionen von  
COVID-19-Ausbreitung und NPI verweist auf die Anforde-
rungen raumplanerischer Verflechtungssensibilität. Grenzen 
zwischen Maßnahmenräumen zum Zweck des Bevölke-
rungsschutzes zu ziehen und damit vorgegebene adminis-
trativ-politische Grenzen ohne Rücksicht auf bestehende 
Verflechtungen einfach zu übernehmen, ist mit sozialen, 
wirtschaftlichen und politischen Kosten verbunden, die un-
nötig hoch sind. Denn unterbrochene grenzüberschreitende 
Verbindungen in einem lokalen Nahraum nach der Logik des 
„Woher“ beeinträchtigen die wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit massiv und erzeugen bei der Bevölkerung Unverständ-
nis und Protest. Mit Ausnahmeregelungen für spezifische 
– zum Beispiel als systemrelevant eingestufte – Personenka-
tegorien, die auf der Logik des „Wozu“ beruhen, lassen sich 
diese Kosten verringern, aber nicht vermeiden. Die Bildung 
verflechtungssensibler Maßnahmenräume ist ein weiterer 
Ansatz, um wirtschaftliche und soziale Folgekosten von NPI 
zu reduzieren – insbesondere in Grenzregionen, aber auch 

in Verflechtungsräumen im Inland. Eine raumplanerische 
Orientierung an Verflechtungen, die auch die grenzüber-
schreitenden Belange von Euroregionen stärker berück-
sichtigt und rechtlich verankert, befördert die europäische 
Integra tion. Sie adressiert die grundsätzliche Zukunftsfrage, 
wie sich die Konstellation raumgebundener Verwaltungsein-
heiten und ortsungebundener Prozesse effizient gestalten 
und in Einklang bringen lässt.

Die Doppelstadt Frankfurt (Oder) und Słubice wurde üb-
rigens mit dem kommunalpolitischen Preis der „Carl und 
Anneliese Goerdeler-Stiftung“ ausgezeichnet. Gewürdigt 
werden die vorbildlichen gemeinsamen Maßnahmen zur 
Überwindung der coronabedingten Krise: insbesondere die 
regelmäßigen Absprachen der Bürgermeister per Videokon-
ferenzen, die Einrichtung einer Telefonhotline für Grenz-
pendlerinnen und -pendler in polnischer Sprache und der 
Einsatz für grenzüberschreitende Schul- und Internatsbesu-
che (OSF-TV 2021). 
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		Zusammenfassung		Bestanden		Tabellen müssen Zusammenfassung haben

		Listen



		Regelname		Status		Beschreibung

		Listenelemente		Bestanden		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein

		„Lbl“ und „LBody“		Bestanden		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein

		Überschriften



		Regelname		Status		Beschreibung

		Geeignete Verschachtelung		Bestanden		Geeignete Verschachtelung






Zurück zum Anfang
